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„Nach uns die Sintflut“ als Motto des letzten
Haushaltsentwurfs der Ampel
Finanzminister Lindner hat den Regie‐
rungsentwurf zum Bundeshaushalt
2025 vorgestellt. Die Ministerien müs‐
sen noch immer 17 Milliarden Euro an
völlig ungeklärten Zusatz-Sparleistun‐
gen (,GlobaleMinderausgaben‘) erbrin‐
gen, obwohl die Neuverschuldungs‐
möglichkeit mit 44 Milliarden Euro
durch Lindner bereits maximal ausge‐
reizt wird.

Auf der Einnahmeseite dominieren
Wunschdenken und Illusion. Die Ampel
spekuliert auf Zusatzeinnahmen (,Glo‐
bale Mehreinnahmen‘) in Höhe von 14
Milliarden Euro über Wachstum, das ir‐
gendwie wundersamerweise generiert
werden soll durch Unternehmen, die
doch durch rot-grün-gelbe ideologi‐
sche Regulierungswut maximal plan‐
wirtschaftlich gegängelt werden. An
solches Wachstum glaubt aber die Re‐
gierung selbst nicht, denn gleichzeitig
kalkuliert sie an anderer Stelle im Ent‐
wurf paradoxerweise auch 2025 fast
zehn Milliarden Mehrverschuldung we‐
gen der schlechten Konjunkturlage ein
– wie auch schon 2024. Ein offener Wi‐
derspruch, der trotz unserer Nachfrage
in der Sondersitzung des Haushaltsaus‐
schusses am 17. Juni nicht aufgelöst
wurde. Generell versucht die Ampel al‐
les, um sich über die Ziellinie im Herbst
2025 zu schleppen: Viele Ausgaben
werden trickreich in Jahre ab 2026 ver‐

schoben – zu zahlende Zinsagios etwa
werden erstmals über viele Jahre ge‐
streckt. Einnahmen dagegen werden
zum Teil nach 2025 vorgezogen. Vor al‐
lem aber werden unseres Erachtens mit
vollemVorsatz sicher absehbare Ausga‐
bepositionen zu tief angesetzt. Das ak‐
tuell explodierende Bürgergeld etwa
wird 2025 völlig illusorisch und daten‐
widrig einfach mal um 5,5 Milliarden
unter den aktuell für 2024 absehbaren,
eben erst erhöhten, Ansatz abgesenkt.
Rund die Hälfte davon geht an Auslän‐
der. Die Ampel plant offenbar ausga‐
benseitig nur bis genau zum Wahlter‐
min im September 2025. Jeder neue Fi‐
nanzminister wird bei derartiger Fehl‐
planung sofort nach Amtsübernahme
noch im Jahr 2025 ein riesiges Problem
bekommen. Jede realistisch denkbare
Regierungwird ab Ende 2025 entweder
einen Nachtragshaushalt unter Bruch
der Schuldenbremse oder einen ,kalten
Bruch‘ des Haushaltsrechts vollziehen:
die bereits hinter vorgehaltener Hand
diskutierte illegitime aber leider nicht
unmögliche Nutzung des sogenannten
,Kontrollkontos‘ des Haushalts. In je‐
dem Fall wurde heute das Motto der
Ampel in ihrem letzten Jahr sehr deut‐
lich: ,Nach uns die Sintflut!‘ Die AfD-
Fraktion wird als Treuhänder der Steu‐
erzahler die nun anstehenden Haus‐
haltsberatungen sehr kritisch beglei‐
ten.“
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Die deutsche Landwirtschaft wirklich entlasten

Im Juli wurde ein sogenanntes Agrar‐
paket der Ampel, mit dem die landwirt‐
schaftlichen Betriebe entlastet werden
sollen, im Bundestag beraten. In Wahr‐
heit ist es jedoch nicht mehr als eine
Mogelpackung, die nicht einmal an‐
satzweise dafür geeignet ist, die Wett‐
bewerbsfähigkeit der deutschen Land‐
wirtschaft wieder herzustellen.
Die Ampel drückt sich leider davor, die
eigentlichen Probleme, wie die nach
wie vor viel zu hohen Energiekosten,
die Dumping-Importe und die immen‐
sen bürokratischen Belastungen, anzu‐
gehen.

Meine Rede dazu: https://www.youtu‐
be.com/watch?v=YwTYDUPHOSo

Die aktuelle Lage der deutschen Land‐
wirtschaft ist, wie auch die Lage der ge‐
samten deutschenWirtschaft, katastro‐
phal. Verantwortlich dafür ist in erster
Linie die bauernfeindliche Politik der
Ampelregierung. So darf es nicht wei‐
tergehen.

Das beste Entlastungspaket wäre der
sofortige Rücktritt dieser unfähigen
Ampelregierung!

Bis dies jedoch endlich so weit ist, bie‐
ten wir dem Deutschen Bundestag mit
unserem eigenen Antrag die Chance,
die Wettbewerbsfähigkeit der deut‐
schen Landwirtschaft tatsächlich wie‐
der herzustellen und für gute Zukunfts‐
aussichten zu sorgen https://dserver
. b u n d e s t a g . d e / b t d /
20/119/2011958.pdf

Mit unserem Antrag fordern wir die
Bundesregierung deshalb erneut dazu
auf, die deutschen Bauernfamilien end‐
lich spürbar zu entlasten und wettbe‐
werbsfähige Rahmenbedingungen zu
schaffen.
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Trotz gewaltiger Subventionen: Energiewende
vor dem Scheitern!
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Rund 18 Mrd. Euro aus Steuergeldern
pumpt die Regierung alleine dieses
Jahr als Subvention in die„Verbilligung“
des Strompreises, oder besser in das
Bremsen seines rasanten Anstiegs (sie‐
he letzter Rundbrief ). Doch auch das
kann den Vertrauensverlust in die Re‐
gierungspolitik nicht mehr bremsen.
Neue Zahlen zeigen jetzt, wie sehr die
Bürger vom Glauben an eine gute und
günstige Stromversorgung in der Zu‐
kunft abfallen.

Die Nachfrage nach Wärmepumpen
und E-Autos bricht nämlich so stark ein,
dass manche Hersteller bereits Kurzar‐
beit angemeldet haben. Der Zentral‐
verband des Deutschen Kraftfahrzeug‐
gewerbes meldet einen Rückgang von
47%bei den Bestellungen von E-Autos,
während der Bundesverband der Deut‐
schen Heizungsindustrie einen Rück‐
gang von 54 % bei den Verkäufen von
Wärmepumpen verzeichnet. ImGegen‐
zug steigt die Nachfrage nach Verbren‐
ner-Pkw und Ölheizungen!

Seit Jahren propagierten Energiewen‐
de-Planer die Vision einer „all electric
society“, also einer Gesellschaft, die
praktisch alle benötigte Energie in
Form von Strom bezieht. Man ver‐
sprach stets ein„saubere“ und günstige
Versorgung. Aber das Gegenteil ist der
Fall. Experten wie das Beratungshaus
McKinsey prognostizieren Endkunden‐

preise von 49 Cent pro Kilowattstunde
für 2035, was auch die Betriebskosten
für Wärmepumpen und Elektroautos
weiter in die Höhe treiben wird.

Das ist alles kein Zufall. „Erneuerbarer“
Strom ist nämlich wesentlich teurer als
die Grünen gerne erzählen, wenn sie
die paar Cent nennen, die Solar- oder
Windanlagenbetreiber pro Kilowatt‐
stunde bekommen. Man muss nämlich
immer die Ersatzbereitstellung des
Stroms für die Zeiten von Dunkelheit
und Flaute mitrechnen. Das bedeutet
vor allem teure zusätzliche Kraftwerke
und Stromleitungen.

Da ist es nur gut, dass sich die Bürger
sich kaum mehr zu E-Autos und Wär‐
mepumpen drängen lassen. Die AfD-
Fraktion weist im Bundestag immer
wieder darauf hin, dass die „Energie‐
wende“ nicht zu Ende gedacht ist, und
langsam, aber sicher geben uns die
Bürger durch Ihr Kaufverhalten Recht!

mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
http://www.facebook.com/W.Wiehle
mailto:wolfgang.wiehle@bundestag.de%E2%80%A9
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Braucht Deutschland eine Drohnenarmee?
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Mitgliedschaften und Ämter im Bundestag
OrdentlichesMitglied:
• Verteidigungsausschuss
• Unterausschuss Abrüstung, Rüstungskontrolle und
Nichtverbreitung
• Interparlamentarische Konferenz für die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik
• NATO ParlamentarischeVersammlung
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Der Krieg in der Ukraine und zwei Jahre
zuvor schon die militärische Auseinan‐
dersetzung zwischen Aserbaidschan
und Armenien um Bergkarabach zei‐
gen, dass Drohnen aus der modernen
Kriegsführung nicht mehr wegzuden‐
ken sind. Massenhaft fliegen sie über
den Schlachtfeldern, rollen in unwegsa‐
me Schützengräben oder arbeiten sich
durchs Wasser, um mit hoher Präzision
ihre Ziele zu treffen. Militärisch hat da‐
bei die Kombination aus „Aufklärung“
und unmittelbarer „Wirkung“ den Vor‐
teil der schnellen Reaktionsfähigkeit
ohne Übertragungsverluste. Aus mei‐
ner Sicht ist auch der Einsatz von be‐
waffneten Drohnen der verbesserte
Schutz der eigenen Soldaten. Jahrelang
ist in Deutschland durch ideologisch
aufgeladene, politisch und nur tech‐
nisch geführte Diskussionen (z.B. Luft‐
verkehrszulassung) ein zeitgemäßer Fä‐
higkeitsaufbau „Unbemannte Systeme
und Drohnenabwehr“ verhindert wor‐
den. Nicht nur SPD und Grüne haben
aus vermeintlich ethisch-moralischen
Gründen der eigenenTruppe im Einsatz
in Afghanistan und Mali den Schutz
durch bewaffnete Drohnen verweigert,
sondern auch die Union aus CDU/CSU
hat sich mit dem Begriff der „ethisch
neutralen Waffe“ weggeduckt (Vertei‐
digungsminister Thomas De Maizière
im Jahr 2012). Während ich als Verteidi‐
gungspolitiker der AfD-Fraktion im
Deutschen Bundestag die Bewaffnung

von Drohnen und die dazugehörige
Ausbildung der Soldaten immer wieder
gefordert habe, sieht mittlerweile - ge‐
zwungen durch die Realität des Droh‐
nenkriegs in der Ukraine - auch die
CDU/CSU-Stillstands-Fraktion nach 12
ungenutzt verstrichenen Jahren die
Notwendigkeit, bei der Bundeswehr Fä‐
higkeiten zum Umgang, zur Abwehr
und zum Kampf mit Drohnen aufzu‐
bauen. Ein entsprechender Antrag der
CDU/CSU wurde allerdings kürzlich mit
den Stimmen der Ampelkoalition abge‐
lehnt, und dass, obwohl Verteidigungs‐
minister Pistorius, SPD, fast täglich das
Wort „Kriegstüchtigkeit“ in den Mund
nimmt und dabei auf die angeblich
durch Russland drohende Gefahr ver‐
weist. Richtig ist, dass der Krieg der Zu‐
kunft in der Ukraine geübt wird. Das
technologische Wettrennen ist längst
in vollem Gange. Beide Seiten passen
sich an die jeweilige Entwicklung des
Gegners an und entwickeln noch wirk‐
samere Gegenmaßnahmen. Zum
Schutze der Bürger und der kritischen
Infrastruktur unseres Landes vor Droh‐
nenangriffen dringe ich darauf, dass
vorrangig eigene, einsatzspezifische
Konzepte zur Abwehr von Drohnen
entwickelt werden. Angesichts des ra‐
santen technischen Fortschritts auf die‐
sem Gebiet, beschleunigt durch künst‐
liche Intelligenz, ist der kurzfristige Auf‐
bau von Fähigkeiten im Umgang mit
Drohnen bei der Bundeswehr ein Muss.

https://www.geroldotten.de
https://www.mdb-otten.de
https://www.instagram.com/gerold.otten/
https://twitter.com/gerold_otten
https://www.facebook.com/GerolOottenAfD
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Altparteien projizieren ihr eigenes Beutedenken
auf die AfD
Die Fraktionen von SPD, Grünen und
FDP sowie Union haben ganz plötzlich
panische Angst vor einer Übernahme
des Bundesverfassungsgerichts
(BVerfG)„durch die falschen Kräfte“.

Deshalb sollen bestimmte Regelungen,
die bislang einfachgesetzlich geregelt
sind, im Grundgesetz festgeschrieben
werden. Denn, so FDP-Buschmann,
müsse man bedenken, könnten poli‐
tisch verrohte Kräfte sonst das Gericht
umbauen oder aushebeln. Verkauft
wird diese beabsichtigte Reform zum
vermeintlichen Schutz des BVerfG als
„Konsens der Demokraten“. Diese Aus‐
sage erstaunt, denn es waren genau
diese„Demokraten“, die jahrzehntelang
die bestehenden Regelungen dazu
ausgenutzt haben, um politische Ein‐
flussnahme auf das BVerfG auszuüben,
insbesondere durch ihre Auswahl der
Richter. Die Wahl von Stephan Har‐
barth, dem ehemaligen CDU-Bundes‐
vorstand und stellvertretenden Vorsit‐
zenden der Unions-Bundestagsfrakti‐
on, zum Präsidenten des BVerfG hat
dies für alle sichtbar werden lassen.
SeinWechsel aus dem Plenarsaal direkt
in das Amt des Präsidenten des BVerfG
hat bundesweit bei echten Demokra‐
ten für Empörung gesorgt und das An‐
sehen des BVerfG beschädigt.

Konkret haben SPD, CDU/CSU, Grüne
und FDP die Befürchtung, dass ver‐

sucht werden könnte, unbequeme Ver‐
fassungsrichter dadurch loszuwerden,
indem eine Mehrheit im Bundestag
einfach die Altersgrenzen herabsetzt
oder aber die Amtszeit verkürzt oder
besonders schlimme Richter auf Le‐
benszeit ernennt. Deshalb nun plötz‐
lich eine 2/3-Mehrheit. Inhaltlich wird
an den Regeln aber eigentlich nichts
verändert. Es bleibt also bei den Har‐
barth-Spielchen im Hintergrund. Wer
ernsthaft die Unabhängigkeit des
BVerfG schützen und Resilienz schaffen
will, der muss aber genau das ändern.
Keine Ernennung von Parteibuch-Rich‐
tern mehr in abgesprochenen Zeremo‐
nien! Dies erachten selbsternannte Su‐
per-Demokraten als ihre angestammte
Beute. Die AfD-Fraktion setzt sich seit
ihrem Einzug in den Deutschen Bun‐
destag hingegen für eine Entpolitisie‐
rung und den Schutz der richterlichen
Unabhängigkeit ein. Unabhängige
Fachgremien oder sogar Bürger sollen
zum Zug kommen. Es gibt viele Mög‐
lichkeiten, die besser sind als das Ge‐
kungel, das nun panisch verteidigt
wird. Man wird sehen, ob die Union
wirklich bei diesem perfiden Spiel mit‐
macht, denn sie wird gebraucht für die
verfassungsändernde Mehrheit. Das
entzaubert diese Scheinopposition
dann weiter.

https://www.facebook.com/TobiasPeterka
https://twitter.com/TobiasMPeterka
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Keine Lösung bei der Bekämpfung der
Afrikanischen Schweinepest

Die Schutzmaßnahmen vor der Afrika‐
nischen Schweinepest (ASP) an Rast‐
plätzen in Rheinland-Pfalz und anderen
Bundesländern sind vermutlich größ‐
tenteils unwirksam.

Einige Wissenschaftler der Forschungs‐
anstalt für Waldökologie und Forstwirt‐
schaft Rheinland – Pfalz veröffentlich‐
ten die erschütternden Ergebnisse. An
75 Park- und Rastplätzen in Rheinland-
Pfalz wurde eingehend untersucht und
geprüft. Warn- und Infotafeln zur ASP
waren nicht auffindbar. Zäune zur Ab‐
trennung von der Umgebung wurden
nicht gebaut, die Abfallentsorgung der
Mülleimer lief ungeregelt.

Schweinefleischhaltige Lebensmittel
gelten als Überträger für das äußerst
langlebige, nicht auf den Menschen
übertragbare Virus. So werden achtlos
weggeworfene Wurstbrötchen zum
Überträger der Seuche, wenn sie von
Wildschweinen aufgenommenwerden.

Die Gefahr der Übertragung ist an Rast‐
anlagen entlang von Autobahnen sehr
hoch. Die Mülleimer sind restlos über‐
füllt und vermüllt, Tore und Zäune sind
nicht dicht oder verschlossen.

Auch in Thüringen und weiteren Bun‐
desländern befand man diese Zustän‐
de als eindeutig verbesserungswürdig.
Die Viruserkrankung tritt bei Schwei‐
nen und Wildschweinen auf und führt

bei den betroffenen Tieren zu einer ho‐
hen Sterblichkeit. Das Virus verursacht
in vielen Ländern erhebliche sozioöko‐
nomische Probleme.

Zur letzten Sitzung vor der Sommer‐
pause des Ausschusses für Ernährung
und Landwirtschaft brachte ich die Er‐
gebnisse der Forschungsanstalt zur
ASP hervor. Sie waren im Kreise der an‐
deren Fraktionen nicht bekannt oder
wurden gleich abgewiegelt.

Seit die ASP im Jahr 2020 in Deutsch‐
land nachgewiesen wurde, ist der Ex‐
port von Schweinefleisch nach China
bekanntlich nicht mehr möglich. Land‐
wirtschaftsminister Cem Özdemir hatte
sich zuletzt bei der China-Reise im April
für eine Regionalisierungsvereinba‐
rung eingesetzt. Das BMEL will derweil
die Gespräche zum Export von deut‐
schem Schweinefleisch nach China un‐
geachtet des angekündigten Anti-
Dumping-Verfahrens fortführen. Man
strebe nach wie vor eine Vereinbarung
an, um denMarktzugang für Schweine‐
fleisch aus ASP-freien Regionenwieder‐
herzustellen. Das chinesische Handels‐
ministerium hat am 17. Juni 2024 eine
Untersuchung gegen vermeintliche
Wettbewerbsverzerrungen durch euro‐
päische Schweinefleischexporte einge‐
leitet, der Ausgang dessen bleibt zu‐
nächst ungewiss.

http://www.facebook.com/peterfelserafd
http://www.facebook.com/peterfelserafd
mailto:peter.felser@bundestag.de
http://www.twitter.com/PeterFelser
http://www.facebook.com/peterfelserafd
https://www.peterfelser.de
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https://www.tiktok.com/@peterfelser_mdb
mailto:peter.felser@bundestag.de


Migration: Im Ampel-Theater nach verlorener EU-
Wahl werden AfD-Forderungen schick
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„Die Bundesregierung will bis Dezem‐
ber konkrete Modelle entwickeln, wie
Asylverfahren künftig in Ländern auße‐
rhalb der EU abgewickelt werden kön‐
nen“, berichtet die Tagesschau am
21.06.2024. Dezember welchen Jahres
vergaßen sie zu erwähnen – schließlich
hat die Bundesregierung bislang die
dafür nötige Anpassung der EU-Vorga‐
ben verhindert…

Spaß beiseite: Die Ampel- und Altpar‐
teien, die alle migrationspolitischen
Anträge unserer Bundestagsfraktion als
„fremdenfeindlich“ bezeichneten bzw.
inflatorisch mit dem Attribut „Nazi“ be‐
legten, überschlagen sich nach dem Er‐
starken der AfD in den EU-Parlaments‐
wahlen im Vorgaukeln von Handlungs-
und Lösungswillen bei einem Problem,
das sie jahrzehntelang selbst verur‐
sacht haben. Die um ihre Macht fürch‐
tenden EU-Profiteur-Parteien hatten
schon in der ersten Jahreshälfte mit ei‐
nem bislang völlig substanzlosen Pro‐
paganda-Coup versucht, die EU-Wah‐
len in einem immer unzufriedeneren
öffentlichen Meinungsumfeld für sich
zu retten mit einem groß gefeierten
„EU-Migrationspakt“: Asylprüfung in
unrealistisch kleinen „Lagern“ an den
EU-Außengrenzen für Asylsuchende
aus Ländern (wie bitte Nachweis bei
„verlorenem“ Pass…?) mit einer Aner‐
kennungsquote von unter 20% (in wel‐
chem der 27 ganz unterschiedliche An‐

erkennungsquoten aufweisenden Mit‐
gliedstaaten eigentlich…?), ist pure Au‐
genwischerei. Vor den nächsten Altpar‐
teien-Absauf-Wahlen im September in
Sachsen, Thüringen und Brandenburg
läuft die Propaganda-Maschinerie nun
auf panischen Hochtouren. Was ich in
meiner Studie für die ID-Fraktion„Wege
aus der Migrationskrise“ und für eine
„europäische Remigrationsagenda“
schon 2020 gefordert hatte (www.rai‐
ner-rothfuss.de/wp-content/uploads/
ROTHFUSS_2020_Wege-aus-der-Mi‐
grationskrise_Cover.pdf ), was die Bri‐
ten, Niederländer und Dänemarks Sozi‐
aldemokraten schon vorbereiten, galt
bislang als völlig inakzeptable Forde‐
rung der AfD. Diese wird jetzt rasch –
unter völliger medialer Ausblendung
des Urhebers AfD – als „genuine Forde‐
rung“ der Ampel- und Unionsparteien
dem (leider) vergesslichen Wähler auf‐
getischt: Asylverfahren außerhalb der
EU. Umgesetzt werden wird das an sich
richtige Konzept garantiert nur mit ei‐
ner AfD-geführten Regierung: Jeder
ankommende Asylsuchende wird so‐
fort in eine Schutzzone außerhalb Euro‐
pas verbracht und kann heimatnah den
völkerrechtlich gebotenen Schutz er‐
halten. Daran werden wohl ¾ der aktu‐
ell „Schutzsuchenden“ kein Interesse
haben. Aber nach Deutschland erhält
nur noch Zutritt, wer der Gemeinschaft
einen wirklichen Mehrwert bietet.
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